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Laut Allensbach sind die Zweifel am
gesetzlichen Rentensystem so groß
wie nie zuvor: 55,7 % der Bürger ha-
ben ein sehr geringes, jeder Dritte hat
überhaupt kein Vertrauen in die ge-
setzliche Rente.  Schon im Jahr 2030
sind 100 Berufstätige nötig, um die
Bezüge von 96 Rentnern zu sichern.

Durch die Rentenreform wird zwar
der Beitragssatz erhöht und das Ren-
teneintrittsalter schrittweise auf 67
Jahre angehoben, doch die Probleme
dürften damit nicht gelöst sein. 

Auch im öffentlichen Dienst weiß
man längst, dass es ohne private Al-
tersvorsorge nicht mehr geht. 

Mit staatlichen Anreizen und För-
derungen unterstützt der Gesetzge-
ber die private Altersvorsorge. Beam-
te und Tarifkräfte können sich schon
mit einem kleinen Beitrag die volle
staatliche Zulage zur „Riesterrente“
sichern: Zulagen jährlich 114 Euro,
für jedes Kind kommen 138 Euro hin-
zu. Ab 2008 steigen diese Beträge auf
154 Euro bzw. 185 Euro je Kind. 

Mit der Riesterförderung können
Sie sich eine zusätzliche Rente auf-
bauen und von folgenden Leistungen
profitieren 

� lebenslang garantierte Rente
� Verzinste Überschüsse
� Rentenzahlung ab dem 60. Lj.!

Für Tarifkräfte gibt es – neben der
Riesterrente – noch eine weitere Mög-
lichkeit, die Rentenlücke zu schließen.
Im Rahmen der „betrieblichen Alters-
versorgung“ (Direktversicherung, sie-
he Grafik links unten) wurde die Ent-
geltumwandlung neu ge-
regelt. Hierbei ergeben sich
sowohl Vorteile für Arbeit-
nehmer als auch für die
öffentlichen Arbeitgeber. 

Wie auch Sie bares Geld
sparen können und wie die Entgelt-
umwandlung funktioniert zeigt das
Beispiel im Kasten (siehe unten rechts).

Seit 2003 wird auf kommunaler
Ebene durch den Tarifvertrag „V-EU/
mw-VKA“ die Möglichkeit zur Ent-
geltumwandlung geboten. Allerdings
wird die Anbieterauswahl stark ein-
geschränkt. Das Modell zur Bestim-
mung des Versorgungsträgers steht
deshalb auch heftig in der Kritik und
hat ein Vertragsverletzungsverfahren
bei der EU-Kommission ausgelöst.

Durch den TV-L und den zusätzli-
chen Entgeltumwandlungstarifver-

trag „TV-EntgeltU“ ist seit 1.11.2006
nun auch für die Tarifkräfte der Län-
der (ausgenommen sind Berlin und
Hessen) die Möglichkeit zur Entgelt-
umwandlung geschaffen worden. 

Das Recht zur Auswahl des Versor-
gungsträgers wird aber nur den Be-
schäftigten von Hamburg und Saar-
land zugestanden. Für andere Lan-

desbeschäftigte wurde als Versor-
gungsträger die VBL vorgeschrieben.

Hamburg und Saarland setzen ein
positives Signal. Dort haben Tarif-
kräfte nunmehr die Wahlfreiheit beim
Anbieter für die betriebliche Alters-
versorgung durch Entgeltumwand-
lung und können so eine Direktversi-
cherung bei der HUK-COBURG ab-
schließen (siehe Testergebnisse). 

Mehr Informationen zum Thema
erhalten Sie bei Ihrem Ansprech-
partner der HUK-COBURG (siehe
S. 2), der Ihnen auch gerne ein
persönliches Angebot erstellt. 
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Weniger Bürokratie und
ein besseres Recht 

Auf einer Tagung des Beamten-
bundes hat sich Innenminister Dr.
Schäuble für weniger Bürokratie und
ein besseres Recht ausgesprochen.
Damit könne man Signale für einen
erneuerten Bürgerstaat setzen. 

Schäuble stellte klar, dass es ohne
Bürokratie nie geht. Schließlich muss
ja ein wenig dafür gesorgt werden,
dass das Zusammenleben funktio-
niert. Aber natürlich ist Überregu-
lierung die eigentliche Ursache von
Bürokratie. Man müsse darauf ach-
ten, dass die Luft zum Atmen bleibt
und wieder mehr Freiräume ge-
schaffen werden. Die Bundesregie-
rung hat sich daher Bürokratieab-
bau und eine bessere Rechtsetzung
zu einer Priorität gemacht. 

Bis Ende 2011 wird ein Abbauziel
von 25 Prozent der Belastung, nicht
der Pflichten angestrebt.

Bürokratie kostet viel Geld. Schon
allein deshalb brauchen wir eine
grundsätzliche Debatte, die weit
über das Thema Bürokratieabbau
hinausreicht. Der Bestand an Regeln
und Verwaltungsvorschriften muss
sukzessive und systematisch durch-
forstet werden. Eine solche Rechts-
bereinigung ist ein leidiges Unter-
fangen, aber man kommt nicht da-
rum herum. 

Durch Entbürokratisierung, Abbau
von Überregulierung und bessere
Rechtsetzung werden wir am Ende
mehr Freiheit, mehr Entlastung und
Wohlstand für alle und jeden in
unserem Land erreichen und unse-
re freiheitliche Verfassung stärken. 

Mehr Informationen zum Thema
finden Sie unter 
www.staat-modern.de
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Das sparen Sie bei 100 Euro Monatsbeitrag
Vorteil einer Entgeltumwandlung durch eine Direktversicherung 
bei der HUK-COBURG

Steuerersparnis 34,75 Euro
Sozialabgabenersparnis 21,05 Euro

Gesamte Ersparnis pro Monat 55,80 Euro
Beispiel: Angestellter im öffentlichen Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg, 2.700
Euro Bruttomonatsgehalt in der Entgeltgruppe 11 Stufe 2 (TV-Länder), Steuerklasse I/IV,
kirchensteuerpflichtig, keine Kinder, 14% Beitrag zur gesetztlichen Krankenversicherung,
Einkommenssteuer 2007, monatliche Sozialversicherungsersparnis mindestens bis 2008.

Der Spareffekt: Sie investieren monatlich 100 Euro brutto in Ihre Alters-
versorgung und sparen jeweils 55,80 Euro Einkommenssteuer und Sozial-
abgaben.

So funktioniert die Direktversicherung

Arbeitgeber
Direktversicherung

Tarifbeschäftigte/r
Entgeltumwandlung

zahlt
Beiträge
aus dem
Brutto- Auszahlung 
gehalt HUK-COBURG Rente

12/2005

Betriebliche 
Altersversorgung durch
Gehaltsumwandlung:
unter den Anbietern mit den

höchsten Garantierenten

Oktober 2006

map-report

Lebensversicherung:

Bestnote
für langjährig hervorragende
Leistungen in den Bereichen
Bilanz, Service und Vertrag.

Direktversicherungen
für Einzel- und 

Gruppen-Verträge im Test:
In der Spitzengruppe

von 60 Anbietern

11/2005
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Wie oft kommt man plötzlich in
eine brenzlige Situation, aus der nur
mit viel Glück kein größerer Unfall
resultiert – ganz gleich, ob beim
Sport oder auf der wackeligen Leiter
in den eigenen vier Wänden.

Optimale Absicherung für jede Al-
tersgruppe bietet die neue Unfallver-
sicherung-Classic der HUK-COBURG.
Gerade bei schweren Unfällen tut eine
hohe Absicherung im Invaliditätsfall
not: Wer behindert ist, muss sein Leben
oft komplett neu organisieren, dazu
gehört zum Beispiel der Umbau der
Wohnung oder ein behindertenge-
rechtes Auto. Mit einer frei zu ver-
einbarenden Todesfallleistung kann
die private Vorsorge zudem noch er-
gänzt werden.

Zusätzlich oder alternativ ist auch

der Abschluss einer monatlichen Un-
fallrente möglich. Mit ihr lässt sich
sicherstellen, dass die laufenden Kos-
ten für den Lebensunterhalt auch
dann noch bezahlt werden können,
wenn man nicht mehr arbeiten kann. 

Kostenfrei mitversichert ist zum
Beispiel auch der Versicherungsschutz
bei Infektionen und Vergiftungen so-
wie die Folgen eines durch Herzin-
farkt oder Schlaganfall bedingten Un-
falls. Das Leistungsspektrum deckt zu-
dem auch eine Reha-Beihilfe in Höhe
von 2.500 Euro und ein Schmerzens-
geld bei Knochenbrüchen mit ab. Der
umfassende Versicherungsschutz lässt
sich durch Zusatzbausteine ergänzen:
So bietet der Unfall-Schutzbrief um-
fangreiche Hilfs- und Pflegeleistun-
gen für einen Zeitraum bis zu neun

Monaten nach dem Unfall.  
Mit der Unfallversicherung Classic

der HUK-COBURG können Sie sich für
ein umfangreiches Leistungspaket zu
äußerst günstigen Konditionen ent-
scheiden. Darauf können Sie sich je-
derzeit und überall verlassen. Die ent-
haltenen Leistungen sind so vielfäl-
tig, dass sie für jede Altersgruppe eine
optimale Absicherung darstellen.

Gut zu wissen: Die Beiträge zur Un-
fallversicherung können im Rahmen
der gesetzlichen Bestimmungen bei
Ihrer Einkommenssteuer geltend ge-
macht werden.

Interesse? Wenden Sie sich doch
einfach an Ihren Ansprechpartner
der HUK-COBURG. Er wird Ihnen
gerne ein Angebot erstellen. 

Unfallversicherung: Neue Leistungen

Alimentation
Der Grundsatz der amtsangemes-

senen Alimentation hat mit Inkraft-
treten der Föderalismusreform im
September vergangenen Jahres be-
sondere Aktualität gewonnen. Seit
dieser Zeit können der Bund und die
Länder die Besoldung „ihrer“ Beam-
ten eigenständig – und ohne den Bun-
desgesetzgeber – regeln. Einschrän-
kungen bestehen nur insoweit, wie
der Grundsatz der amtsangemesse-
nen Alimentation nicht verletzt wird.
In einem neuen Special „Zahlen –
Daten - Fakten“ informiert der dbb
beamtenbund und tarifunion über die
Grundzüge der amtsangemessenen
Alimentation und erläutert, wo der be-
soldungspolitische Gestaltungsspiel-
raum von Bund und Ländern eine
Grenze gesetzt wird.

Das Special
steht als
Download
unter
www.dbb.de
zur Verfügung.

Verfassungswidrig
Das Bundesverfassungsgericht hat

die Wartefrist von drei Jahren für Ver-
sorgungsbezüge aus dem Beförde-
rungsamt für verfassungswidrig er-
klärt (Az: 2 BvL 11/04). Der Zweite Se-
nat führt aus, dass im Hinblick auf die
hergebrachten Grundsätze des Berufs-
beamtentums das Ruhegehalt unter
Wahrung des Leistungsprinzips aus
dem letzten Amt zu berechnen ist. Die
in einer Beförderung liegende Aner-
kennung sei nicht nur auf den Beam-
ten im Dienst bezogen, sondern müs-
se sich auch auf sein Ruhegehalt aus-
wirken. Für die Karlsruher Richter ist
die Ausdehnung der Wartefrist auf
drei Jahre nicht mit Art. 33 Abs. 5 GG
vereinbar. Eine dreijährige Wartefrist
modifiziere den Grundsatz der amts-
gemäßen Versorgung nicht mehr,
sondern verändere ihn grundlegend.
Der Beschluss erklärt die in § 5 Abs. 3
Satz 1 BeamtVG von zwei auf drei
Jahre verlängerte Wartezeit für die
Besoldung aus dem letzten Amt für
nichtig. Bestandskräftige Bescheide
sind aber nicht berührt. 

Beamte arbeiten länger
Nach neuen Daten des Statistischen

Bundesamtes gehen Bundesbeamte
immer später in den Ruhestand. Dem-
nach erfolgen 64 Prozent der insge-
samt 2.800 Pensionierungen mit Voll-
endung des 65. Lebensjahres und da-
mit entsprechend der Regelalters-
grenze. Im Jahr 2005 waren es nur
58 Prozent. Als Grund für diese Ent-
wicklung sieht der Deutsche Beam-
tenwirtschaftsring die analog zur ge-
setzlichen Rentenversicherung ein-
geführten Versorgungsabschläge bei
vorzeitiger Inanspruchnahme der
Pensionen. Für jedes Jahr vorzeitigen
Pensionsbezuges werden 3,6 Prozent
der Ruhestandsbezüge abgezogen.
Maximal kann der Abschlag 10,8 Pro-
zent betragen.

Von den ca. 1.800 Beamten und
Richtern, die im Jahr 2006 mit 65
Jahren in den Ruhestand gingen, war
etwa die Hälfte vorher in Altersteil-
zeit. 

Mehr Informationen zur Beamten-
versorgung finden Sie unter www.der-
oeffentliche-dienst.de.

+++ Kombi-Bonus der HUK-COBURG: Sparen auch Sie 5 Prozent Beitrag in der Auto-Haftpflicht und -Kasko +++
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Urlaub ohne Sorgen
Endlich Urlaub: die schönsten Wo-

chen des Jahres stehen vor der Tür.
Niemand denkt an Krankheit. Und
doch brauchen Tausende von Urlau-
bern im Ausland ärztliche Hilfe. Wer
in Deutschland bleibt, braucht sich
keine Gedanken zu machen. Aber bei
einer Auslandsreise sollten Sie einige
wichtige Punkte beachten.

Deutschland hat mit den meisten
europäischen Nachbarstaaten ein So-
zialversicherungsabkommen abge-
schlossen, das den gesetzlich Versi-
cherten zwar eine kostenfreie Behand-
lung im Krankenhaus und/oder beim
Arzt garantiert, doch viele Mediziner
im Ausland, behandeln Urlauber nur
auf private Rechnung. Zurück am
Wohnort, müssen die Rechnungen und
Quittungen bei der Krankenkasse ein-
gereicht werden. Die Krankenkasse er-
setzt aber nur das, was die Behand-
lung in Deutschland gekostet hätte.
In der Regel reicht das nicht aus.

Mit einer Auslandsreise-Kranken-
versicherung sind Sie auf der siche-
ren Seite. Wer sie abgeschlossen hat,
kann bei Notfällen – Krankheit oder
Unfall – im Ausland jederzeit als Pri-
vatpatient zum Arzt oder ins Kranken-
haus gehen. Dies gilt auch für Senio-
ren, die beispielsweise bei der HUK-
COBURG ohne Altersbegrenzung einen
Auslandsreisekranken-Versicherungs-
schutz erhalten können. Wichtig: Den-
ken Sie daran, auch den Krankenrück-
transport mitzuversichern.

Darüber hinaus bietet die HUK-
COBURG bei ihrer Auslandsreise-
Kranken PLUS zusätzliche Hilfe in
Notfällen. So sind zum Beispiel Ret-
tungs- und Bergungskosten bis 5.000
Euro ebenso mitversichert wie Hilfe
bei der Wiederbeschaffung von ver-
lorenen Pässen, Arzneimitteln oder
Brillen. Zur Seite steht die Auslands-
reise-Krankenversicherung auch Ur-
laubern, die wegen Tod, Unfall oder
Krankheit eines Angehörigen den Ur-
laub abbrechen müssen. Sie organi-
siert dann für Sie die Heimreise.

Nutzen Sie den Beratungsservice
der HUK-COBURG und lassen Sie
sich bei Ihrem Ansprechpartner
ein Angebot erstellen. Ihr Ansprechpartner:
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